
Deutschland wird seinen Teil des Kyoto-
Protokolls voraussichtlich erfüllen. Doch
die größten Herausforderungen liegen in
der Zukunft. Von Montag an wird auf
einer UN-Klimatagung in Posen über ein
Nachfolgeabkommen für den Vertrag von
Kyoto verhandelt, der 2012 ausläuft.

Von Alexander Mäder

Wer den CO2-Ausstoß eines Landes ermitteln
will, braucht detaillierte Statistiken zum Ener-
gieverbrauch. Denn die Treibhausgase vertei-
len sich so schnell in der Atmosphäre, dass
bei einer Luftanalyse nicht zu erkennen ist,
woher die klimaschädigenden Gase stam-
men. Doch diese Statistiken können verzerrt
sein. So haben vermutlich viele Haushalte
Ende 2006 vor der Erhöhung der Mehrwert-
steuer schnell noch Heizöl gekauft, so dass
für dieses Jahr ein erhöhter CO2-Ausstoß
berechnet worden war, obwohl das Öl größ-
tenteils erst 2007 verfeuert worden ist.

Zudem ließ sich bis vor kurzem nicht
feststellen, ob die Emissionen eines Flug-
zeugs Deutschland oder dem internationalen
Luftverkehr zuzurechnen sind. Erst ein Ver-
trag mit der europäischen Flugsicherung Eu-
rocontrol ermöglichte dem Umweltbundes-
amt im vergangenen Jahr Zugang zu den
benötigten Daten. Nun lässt sich belegen:
„Wir haben den nationalen Luftverkehr frü-
her bewusst überbewertet“, sagt Michael
Strogies, der die jährliche Berechnung des
deutschen „Treibhausgasinventars“ leitet.

Im Bundesumweltministerium ist man
über die Nachricht erfreut, dass Deutschland
nun sein Ziel erreicht, den Ausstoß von
Treibhausgasen um 21 Prozent unter das
Niveau von 1990 zu senken. „Die Zahlen
belegen den Erfolg der deutschen Klimapoli-
tik“, sagt der Minister Sigmar Gabriel (SPD).
Doch er schränkt auch ein, dass die Werte für
das Jahr 2008 vermutlich wieder steigen
werden und dass das Kyoto-Protokoll „nur
ein erster kleiner Schritt“ sei.

Für den Ökonomen Ottmar Edenhofer
vom Potsdam-Institut für Klimafolgenfor-
schung ist die Nachricht vom Erreichen des
Kyoto-Ziels ebenfalls eine gute Nachricht.

„Aber es ist kein Grund nachzulassen“, sagt
er. Tatsächlich liegen die größten Herausfor-
derungen in der Zukunft. Die Bundesregie-
rung hat im vergangenen Sommer auf einer
Klausurtagung in Meseberg beschlossen, die
Emissionen der Treibhausgase um 40 Prozent
gegenüber 1990 zu senken.

Gemessen an den Fortschritten der ver-
gangenen Jahre darf eine solche Verringe-
rung als ehrgeizig gelten. Denn ein großer
Teil der bisherigen Reduktion ist in den
Jahren nach der Wiedervereinigung erreicht
worden, als veraltete Industrieanlagen in Ost-
deutschland saniert oder stillgelegt wurden.
Zwischen 1990 und 1995 sank zum Beispiel
der CO2-Ausstoß um 10,8 Prozent, in den
Jahren 1995 bis 2006 jedoch nur um weitere
4,4 Prozent. Andere Treibhausgase wie Me-
than wurden hingegen gleichmäßig weniger.

Die Reduktionsziele der kommenden
Jahre sind auch Thema einer UN-Klimakonfe-

renz, die am Montag im polnischen Posen
beginnt. Dort wird zwar höchstens ein Ent-
wurf eines Nachfolgeabkommens für das
Kyoto-Protokoll verabschiedet; unterschrie-
ben werden soll der Vertrag erst in einem
Jahr auf einer weiteren Tagung in Kopenha-
gen. Ottmar Edenhofer hofft, dass kommende
Woche in Posen „zumindest keine Türen
zugeschlagen werden“. Aus seiner Sicht ist
die Finanzkrise kein Argument, das beim
Klimaschutz eine Rolle spielen dürfe. „Unsere
Wettbewerbsfähigkeit hängt nicht am Strom-
preis, das ist nur in wenigen Branchen wie
der Stahlindustrie so“, argumentiert der Wirt-
schaftswissenschaftler. „Würde man den Kli-
maschutz nun aussetzen, hätte das keine
Auswirkungen auf die Konjunktur.“

Das wichtigste Element zum Klimaschutz
wird ein weltweites Handelssystem mit Emis-
sionsrechten sein. In Kopenhagen soll eine
Obergrenze für den Ausstoß von Treibhausga-

sen festgelegt und jedem Land nach einem
bestimmten Schlüssel ein Teil der Emissions-
rechte zugeteilt werden. Wenn ein Staat
seine Reduktionsziele übererfüllt, kann er
seine ungenutzten Rechte an andere verkau-
fen. „Nur wenn CO2 etwas kostet, wird genü-
gend in die erneuerbaren Energien inves-
tiert“, sagt Edenhofer.

Die EU verfügt bereits über ein Handels-
system, das in den kommenden Jahren ausge-
baut werden soll. Der Plan, den Ausbau noch
vor der UN-Klimakonferenz zu beschließen,
ist nicht aufgegangen. Nun soll es ein EU-Gip-
fel parallel zum Finale der Konferenz richten.
Gestritten wird vor allem über die Frage, ob
die Stromkonzerne ihre Emissionsrechte er-
steigern müssen oder kostenlos zugeteilt be-
kommen. So bleibt für die UN-Tagung in
Posen nur das Signal des Umweltbundes-
amts, dass es möglich ist, selbst gesteckte
Klimaschutzziele auch zu erreichen.

Im Osten findet die Forderung Beifall, die
Renten dem Westniveau anzugleichen.
Dabei wird übersehen, dass die Menschen
in Ostdeutschland andere Vorteile haben.

Von Roland Pichler, Würzburg

Bei Veranstaltungen der Rentenversicherung
im Osten sind zurzeit die Säle voll. Im Mittel-
punkt steht ein Thema: Wann wird das
Rentenrecht in Ost und West angeglichen?
Während die Debatte in den alten Ländern
bisher nur in Fachkreisen geführt wird, schei-
nen die Parteien im Osten ein Thema für die
Bundestagswahl 2009 gefunden zu haben.
Die Linkspartei erntet viel Zuspruch, weil sie
fordert, das Rentenrecht für Ostdeutsche den
westdeutschen Regeln anzupassen. Die Minis-
terpräsidenten in den neuen Ländern betrach-
ten die Debatte mit Nervosität.

Herbert Rische, Präsident der Deutschen
Rentenversicherung Bund, plädiert dafür, die
Diskussion zu versachlichen. Der verbreitete
Eindruck, dass ostdeutsche Rentner benach-
teiligt würden, sei falsch. Viele Bürger wüss-
ten nicht, dass die im Osten erworbenen
Rentenansprüche per Gesetz aufgewertet
würden. Nachdem die Ministerpräsidenten
der neuen Länder ebenfalls eine rasche An-
gleichung des Rentenrechts verlangt haben,
sind sie jetzt stiller geworden. Sie wurden
von den Fachleuten darauf hingewiesen, dass
es für Ostrenten die Höherbewertung gibt.

Weil die Einkommen ostdeutscher Arbeit-
nehmer deutlich unter dem Westniveau lie-
gen, hat der Gesetzgeber 1992 eine Regelung

eingeführt, mit der Gehälter rechnerisch auf
den Durchschnittsverdienst im Westen ange-
hoben werden. Damit soll die Kluft bei den
Verdiensten in Ost und West ausgeglichen
werden. Im Jahr 2008 beträgt diese Hochstu-
fung der Rentenansprüche rund 18 Prozent.
Die Regelung bedeutet einen finanziellen
Vorteil für die Ostdeutschen – doch die
wissen von diesem Bonus oft nichts. Dort
herrscht der Eindruck vor, als werde Ost-
deutschland benachteiligt. Die Linkspartei
spricht sich für eine rasche Angleichung der
Renten aus – die gegenwärtigen Vorteile will
die Linke zudem beibehalten.

Wie das Recht wirkt, zeigt ein Beispiel
der Rentenversicherung. Sie verglich zwei
Arbeitnehmer aus Frankfurt/Main und Frank-
furt/Oder, die im Jahr 2007 jeweils ein Mo-
natseinkommen von 2500 Euro bezogen. Der
Ost-Arbeitnehmer kommt etwas besser weg:
Er erhält für das vergangene Jahr eine Renten-
gutschrift von 27,30 Euro. Dem Beschäftigten
im Westen werden 26,73 Euro angerechnet.
Die Unterschiede sind nicht hoch, wirken
sich langfristig aber aus.

Die Rentenanwartschaften der gesamten
Beitragszeit ergeben schließlich die spätere
Rente. Von den gefühlten Nachteilen im Os-

ten könne daher keine Rede sein, sagte Ri-
sche vor Journalisten in Würzburg. Die Tatsa-
che, dass die Gehälter im Osten niedriger
liegen, wird vielmehr bei den Rentenberech-
nungen von den Beitragszahlern im Westen
ausgeglichen. Es findet eine Quersubventio-
nierung statt. Wie hoch sie ist, vermag die
Rentenversicherung nicht zu sagen.

Betrachtet man alle Leistungen der Ren-
tenversicherung, dürfte der West-Ost-Trans-
fer bei zehn bis 15 Milliarden Euro jährlich
liegen, schätzt Rische. Er regt an, dass der
Gesetzgeber darüber nachdenkt, ob die unter-
schiedliche Behandlung auf Dauer sinnvoll
sei. Schließlich gebe es auch im Westen
Regionen, in denen die Arbeitslosigkeit hoch
ist und der Durchschnittsverdienst niedrig.
Anstatt über das Rentenrecht solle der Staat
die regionalen Einkommensgefälle über ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen ausglei-
chen, schlägt die Rentenversicherung vor.

Es gibt eine Gruppe, die vom heutigen
Recht besonders profitiert: Gutverdiener, die
mit ihrem Gehalt an der Beitragsbemessungs-
grenze liegen und im Osten arbeiten, kom-
men mit der Höherbewertung besonders gut
weg: Sie müssen wegen der geringeren Be-
messungsgrenze im Osten weniger Beiträge
zahlen und erhalten eine Hochstufung. Ande-
rerseits lässt sich auch eine Gruppe im Osten
ausmachen, die schlechter abschneidet. Die
Erziehung eines Kindes wird im Westen bei
der Rente höher bewertet. Es gibt für die
Kindererziehung in den ersten drei Jahren in
Ost und West jeweils eine Gutschrift bei der
Rente: Im Osten beträgt sie rund 23 Euro für
ein Erziehungsjahr und im Westen 26 Euro.

Es gibt nach wie vor eine
West-Ost-Subventionierung.

Herbert Rische, Präsident der
Deutschen Rentenversicherung

BERLIN (dpa). Das umstrittene BKA-Gesetz
ist im Bundesrat vorerst gescheitert, nun soll
ein Vermittlungsverfahren bis Weihnachten
eine Lösung bringen. Um die vom Bundestag
bereits beschlossenen neuen Kompetenzen
für das Bundeskriminalamt (BKA) zur Terror-
bekämpfung doch noch durchzubringen,
wird die Bundesregierung den Vermittlungs-
ausschuss von Bundestag und Bundesrat an-
rufen. Die Oppositionsparteien begrüßten
das Scheitern des Gesetzes. Verbände von
Verlegern, Journalisten, Anwälten und Ärzten
hatten massiv gegen das Gesetz protestiert,
das das Vertrauensverhältnis zu Informan-
ten, Mandanten und Patienten untergrabe.

PRISTINA (dpa). Die drei Agenten des Bundes-
nachrichtendienstes (BND), denen ein Bom-
benanschlag auf das EU-Hauptquartier im
Kosovo zur Last gelegt wurde, sind aus der
Untersuchungshaft entlassen worden. Das be-
stätigten der Justizchef der UN-Kosovo-Ver-
waltung, Robert Dean, sowie die Verteidiger
der Beschuldigten am Freitag in Pristina.
Zuvor hatten Laboruntersuchungen keine Be-
weise für eine Beteiligung der drei Männer
im Alter zwischen 41 und 47 Jahren ergeben.
Sie sollen heute mit einem Sonderflugzeug
nach Deutschland gebracht werden. Die Frei-
lassung hatte sich am Freitag verzögert. Rich-
ter des Kreisgerichts Pristina berieten darü-
ber stundenlang.

HANNOVER (dpa). Aus der Gefangenenakte
des ehemaligen RAF-Terroristen Karl-Heinz
Dellwo sind Dutzende Seiten spurlos ver-
schwunden. Die Staatsanwaltschaft ermittle
derzeit, welche Teile der Akte fehlten, teilte
das niedersächsische Justizministerium mit.
Es soll mehrere Durchsuchungen im Celler
Hochsicherheitsgefängnis gegeben haben.
Die Anstaltsleitung hatte bereits im Septem-
ber nach dem Hinweis eines Häftlings Strafan-
zeige erstattet. Dellwo, der 1975 mit Kompli-
zen einen Anschlag auf die deutsche Bot-
schaft in Stockholm verübt hatte, war bis zu
seiner Freilassung 1995 in Celle inhaftiert.

SPD und Grüne forderten von der Landes-
regierung in Hannover eine umfassende Auf-
klärung der mysteriösen Vorgänge. Dellwos
20-bändige Akte wird in den Archivräumen
der Haftanstalt aufbewahrt, zu der nur die
Bediensteten Zutritt haben.

BRÜSSEL (dpa). Die umstrittene Sammlung
von Fluggastdaten für Fahndungszwecke hat
in Deutschland vorerst keine Chance. Bis zur
Bundestagswahl im September 2009 werde
die Regierung das Thema ruhen lassen, er-
klärte Bundesjustizministerin Brigitte Zy-
pries (SPD) in Brüssel. Der Plan des französi-
schen EU-Ratsvorsitzes werfe „erhebliche Pro-
bleme“ auf, sagte sie am Rande eines Treffens
mit ihren EU-Amtskollegen. „Für einen Zeit-
raum von 13 Jahren soll ja eine Vielzahl von
Datensätzen gespeichert werden“, erläuterte
Zypries. So würde dem französischen Vor-
stoß zufolge beispielsweise erfasst, wer ein
minderjähriges Kind am Flughafen abholt
oder welchen Vornamen der Verkäufer eines
Flugtickets im Reisebüro trage.

IMPRESSUM

SPEYER (AP). Eine Hartz-IV-Empfängerin aus
Rheinland-Pfalz darf ihre Söhne auf Privat-
schulen schicken, ohne dass ihr die staatli-
chen Leistungen gekürzt werden. Dies ent-
schied das Sozialgericht Speyer in einem am
Freitag veröffentlichten Urteil. Danach darf
das im konkreten Fall vom Exmann gezahlte
Schulgeld beim Bezug von Hartz-IV-Leistun-
gen unter bestimmten Bedingungen nicht als
Einkommen angerechnet werden. Die allein-
erziehende Mutter hatte ihre beiden Söhne
nach Angaben des Gerichts ab Sommer 2007
auf eine private Handelsschule beziehungs-
weise eine private Berufsakademie geschickt.
Nachdem die Arbeitsverwaltung davon
Kenntnis erhielt, kürzte sie die monatliche
Leistungen auf nur noch 3,79 Euro. Gegen
diese Entscheidung zog die Frau vor Gericht
und hatte Erfolg. Im Prozess konnte die Frau
nachweisen, dass nicht sie selbst, sondern ihr
geschiedener Mann das Schulgeld in Form
einer freiwilligen Leistung bezahlt.

Nach Angaben des Gerichts gehen die
Zahlungen direkt an die von den Söhnen
besuchten Privatschulen. Die Klägerin könne
über die Zahlungen ihres Exmannes weder
verfügen, noch darauf zugreifen. Da das Geld
für den Lebensunterhalt nicht zur Verfügung
stehe, dürfe das Schulgeld auch nicht als
Einkommen angerechnet werden.

BERLIN (dpa). Der Bundesrat will Fahrgäste
bei Zugverspätung deutlich großzügiger ent-
schädigen, als es die Bundesregierung plant.
Schon nach 30 Minuten Verspätung soll die
Erstattung von 25 Prozent des Fahrpreises
fällig werden und nicht erst nach einer
Stunde, forderte die Länderkammer am Frei-
tag. Schon nach 60 Minuten soll die Hälfte
des Fahrpreises erstattet werden – nicht erst
nach zwei Stunden. Der gesetzliche Erstat-
tungsanspruch müsse außerdem auch auf
den Nahverkehr der Bahn und den übrigen
öffentlichen Verkehr wie Bus- und Schiffs-
fahrten ausgedehnt werden, heißt es in ei-
nem langen Katalog von Forderungen an den
Bund. Die Bundesregierung wies dies zurück.

Jetzt ist der Bundestag am Zuge, bevor
sich der Bundesrat noch einmal mit dem
Thema befasst. Die Bundesregierung hatte
ihren Gesetzentwurf am 1. Oktober im Kabi-
nett beschlossen. Nach Einschätzung des Jus-
tizministeriums werden 10 Millionen Bahn-
reisende vom Gesetz der Bundesregierung
profitieren. Die Regelungen, die eine Verord-
nung der EU umsetzen, sollen möglichst vor
der Hauptreisesaison 2009 in Kraft treten.

Bisher sind die Fahrgäste auf die Kulanz
der Bahn angewiesen, die freiwillig nur 20
Prozent des Preises in Gutscheinen verrech-
net. Der Staatssekretär im Bundesjustizminis-
terium Alfred Hartenbach (SPD) erklärte, es
wäre den Verbrauchern nicht zu vermitteln,
wenn zu viele „Wohltaten“ für die Fahrgäste
bei Verspätungen zur allgemeinen Verteue-
rung der Tickets führen würden.

BKA-Gesetz scheitert
im Bundesrat

BND-Agenten wieder
auf freiem Fuß

RAF-Gefangenenakten
verschwunden

Fluggastdaten vorerst
nicht gespeichert

BERLIN (AP). Der Bundeshaushalt 2009 ist
unter Dach und Fach. Der Bundestag be-
schloss am Freitag, die Ausgaben trotz Rezes-
sion und Finanzkrise auf 290 Milliarden Euro
zu erhöhen. Das sind fast sieben Milliarden
Euro mehr als im Etat 2008. Auch die Neuver-
schuldung steigt deutlich auf 18,5 Milliarden
Euro. Finanzminister Peer Steinbrück (SPD)
und Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU)
wiesen Forderungen zurück, zur Kaufkraft-
stärkung schnell Steuern zu senken. FDP und
Grüne rügten, die Wachstumsprognose der
Regierung sei unhaltbar. Steinbrück mahnte
am Ende der viertägigen Beratungen im Parla-
ment, im Kampf gegen die Konjunkturkrise
dürfe es keinen „Überbietungswettbewerb“
mit immer neuen Vorschlägen für weitere
Milliardenprogramme auf Pump geben.

Hartz IV schließt
Privatschule nicht aus

Ostrentner stehen besser da als gedacht
Die Ansprüche in den neuen Ländern werden von Gesetzes wegen höher bewertet

Die größten
Aufgaben
kommen erst
Deutsche Klimabilanz ist gut

Verspätung soll
Bahn mehr kosten

Kohlekraftwerke sind CO
2
-Schleudern – Aktivisten von Greenpeace demonstrieren vor einer Anlage an der Kieler Förde. Foto dpa

Bund gibt im Jahr 2009
290 Milliarden aus
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